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Vorlagen-Nr./Wahlperiode: 
 

0025/2004-2009
Datum: 

21.10.2004

S i t z u n g s v o r l a g e  

Status:  
öffentlich

Beratungsfolge: Rat der Stadt Übach-Palenberg 
Federführende Stelle: Stadtentwicklungsamt 
 
Holzvergasungsanlage Nievelsteiner Sandwerke 
hier: Unterstützung der Privatinitiative FSU - Für Saubere Umwelt -, im Klageverfahren vor 
dem Verwaltungsgericht Aachen 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Privatinitiative FSU – Für Saubere Umwelt, vertreten durch Herrn Robert Jung, wohnhaft in 52134 
Herzogenrath, Kirchstraße 169, wird für die Weiterverfolgung im Hauptsacheverfahren vor dem 
Verwaltungsgericht Aachen gegen die Genehmigung der Holzvergasungsanlage durch die 
Bezirksregierung Arnsberg eine einmalige Unterstützung in Höhe von ................. € gewährt. 
 
 
Sachverhalt: 
 
Das Eilverfahren gegen die Genehmigung der Bezirksregierung Arnsberg zur Holzvergasungsanlage der 
Nievelsteiner Sandwerke ist abgeschlossen. Das OVG Münster hat mit Beschluß vom 26.08.2004 die 
Entscheidung getroffen, dass die Beschwerde gegen die Genehmigung der Holzvergasungsanlage 
zurückgewiesen wird. Dieser Beschluß ist damit unanfechtbar. 
Wie bereits in der konstituierenden Ratssitzung am 12.20.2004 berichtet, wird die Stadt Übach-
Palenberg, gemeinsam mit der Stadt Herzogenrath und auf Empfehlung der beauftragten Rechtsanwälte 
die Klage vor dem Verwaltungsgericht Aachen im Hauptverfahren zurückziehen, da sie wegen der 
fehlenden drittschützenden Wirkung keine Aussicht auf Erfolg verspricht. 
Dagegen ist die Klage der Privatinitiative FSU auf persönlich betroffene Personen gestützt, wonach im 
Klageverfahren bessere Aussichten auf Erfolg gegeben sind. Insofern möchte die Privatinitiative das 
Klageverfahren aufrecht erhalten und bittet um finanzielle Unterstützung. 
Für den Fall, dass die Stadt Übach-Palenberg das Klageverfahren aufrechterhalten hätte, würden, 
sofern der Prozeß mit einem klageabweisenden  Urteil verloren ginge, Gesamtkosten in Höhe von ca. 
10.000,00 € anfallen. 
 
 
 
Anlagen: 
 
Schreiben der Privatinitiative FSU vom 07.10.2004 
 
 
 
 


